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Dies sind einige Bereiche, die im NÖ Leichen- und Bestattungsgesetz einer generellen

Überarbeitung bedürfen. Einige Regelung sollten aber möglichst schnell geändert werden, da

deren Vollziehung Probleme in der Praxis bereiten.

In Anpassung an die geänderten Bestimmungen des Gemeindeärztegesetz ist der § 2 Abs.1

lit. b dahingehend zu ändern, dass nicht nur Gemeindeärzte sondern auch von der Gemeinde

mit der Ausübung der Tätigkeit als medizinischer Sachverständiger des Leichen- und

Bestattungswesens beauftragte Ärzte die Totenbeschau nach dem NÖ Leichen- und

Bestattungsgesetz durchführen dürfen.

Zudem soll vorgesehen werden, dass auch der Arzt, der den Verstorbenen unmittelbar vor

seinem Tod behandelt hat, berechtigt ist, die Totenbeschau durchzuführen.

Um die Probleme von Todesfällen beispielsweise  nach Unfällen auf der Autobahn oder in

Altersheimen zu lösen, ist eine Änderung des § 5 Abs. 1 dahingehend erforderlich, dass die

Leiche vom Sterbeort abtransportiert werden kann, wenn der Tod eindeutig durch einen Arzt

festgestellt wurde.

Die Beurteilung, ob ein Fall des öffentlichen Interesses ( z.B. Gründe der Sicherheit und

Ordnung, des Verkehrs bei Unfällen ) vorliegt, wird  meist von den Organen des öffentlichen

Sicherheitsdienstes bei der Vollziehung der ihnen nach dem Sicherheitspolizeigesetz

obliegenden Aufgaben vorgenommen werden und  geben diese daher auch die

entsprechende Anordnung, dass die Lage der Leiche verändert werden kann.

Die Beurteilung, ob ein Fall der Dringlichkeit  ( z.B. sanitäre Gründe, Pietät bei Todesfällen in

Alters- und Pflegeheimen ) vorliegt, wird von dem den Tod feststellenden Arzt

vorgenommen werden und  gibt daher auch dieser die entsprechende Anordnung, dass die

Lage der Leiche verändert werden kann.
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Die Gefertigten stellen daher den

A N T R A G:

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

„1. Der dem Antrag der Abgeordneten Ing. Gansch, Kautz u.a. beiliegende Gesetzesentwurf

betreffend Änderung des NÖ Leichen- und Bestattungsgesetzes wird genehmigt.

2. Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, das zur Durchführung dieses

Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu veranlassen.“

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem Gesundheitsausschuss zur Vorberatung

zuzuweisen.


